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Das Eigentum in der Wirtschaftsordnung
, Dr. Norbert Kloten, Honnef/Rh.

D ie Gestaltung des Eigentumsredits ist eines der 
zentralen und stets neu zu lösenden Probleme der 

Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik aller Völker; sie 
w ird bestimmt durch die W andlungen in der Gesell­
schaftsordnung, findet ihren Niederschlag in  den S taats­
verfassungen, der Rechtsetzung sowie der Rechtspre­
chung und beeinflußt den W irtschaftsablauf durchaus 
grundlegend. Damit zeigt sich die Eigentumsordnung 
als d a s  charakteristische Phänomen für die Interdepen­
denz von Gesellschaftsstruktur (Soziologicum), Staats­
verfassung (Politicum) und W irtschaftsordnung (Oeco- 
nomicum). Dieser Tatbestand ist wesentlich; er zwingt 
uns, auch auf die typischen Gestaltbeziehungen zwi­
schen Gesellschaft, Staat und W irtschaft einzugehen, 
soweit sie  für das gestellte Thema wesentlich sind.

FORMEN DER EIGENTUMSORDNUNG 

W ährend sich der Rechtsbegriff des Eigentums in  der 
Regel nur auf Sachgüter, also auf körperliche Gegen­
stände (so auch §§ 90 und 903 BGB) bezieht, wollen 
w ir im folgenden unter Eigentum die in der Rechts­
ordnung verankerte Verfügungsmacht über m aterielle 
und immaterielle G üter verstehen^). Uber Eigentum 
verfügt also der, dem die Rechtsordnung den maßgeb­
lichen Entscheid über Sachen oder die wirtschaftliche 
Auswertung eines künstlerischen Erzeugnisses, einer 
Erfindung u. ä. verleiht.
Steht die Verfügungsmacht den einzelnen Mitgliedern 
(natürlichen und juristischen Personen) eines Gemein­
wesens zu, so haben wir es mit der Institution des 
Privateigentum s zu tun. Die Institution des Gemein­
eigentums dagegen ist dann gegeben, wenn die 
Verfügungsmadit bei einer (oder mehreren) öffent­
lich-rechtlichen Gesamtheit(en), Gebietskörperschaft(en) 
oder einem  Interessenverband(verbänden) )̂ liegt.
Nun sind in einer konkreten Gesellschaftsordnung in 
aller Regel sowohl Privateigentum als auch Gemein­
eigentum zu finden®). Eine solche Feststellung be­
inhaltet aber nur die gleichzeitige Existenz der beiden 
möglichen Institutionen des Eigentums! sie sagt 
dam it nichts aus über die faktische Verfügungsmacht 
der Privatpersonen oder der öffentlichen Verbände. 
Diese beruht erstens auf den in der Rechtsordnung 
niedergelegten Verfügungsnormen und zweitens auf 
dem Verfügungsbereich derjenigen, die Eigentums­
rechte haben. Der Verfügungsbereich seinerseits be­
stimmt sich vor allem nach den Vermögensbeständen 
der Eigentümer. Die Gesamtheit der individuellen und 
öffentlichen Vermögensmassen ist gleich dem volks­
wirtschaftlichen Vermögen als der Summe aller pro-
1) Vgl. H einr. R adek: »Das Problem  des Eigentums' in der W ett­
bew erbsordnung", Bonner D issertation, 1949, S. 5 ff.
2) Ein In teressenverband  v e rfüg t aber nur insow eit über Gem ein­
eigentum , als seine A uto ritä t auf der öffentlichen HerrscRafts- 
gew alt basiert.

So kenn t auch die UdSSR Privateigentum , dessen  Bereich in den 
A rtikeln  7, 9 und 10 der V erfassung von 1936 genau um rissen w ird.

duzierten G üter und des vorhandenen Bodens *). Neben 
diesen Kategorien kennen w ir — einzelwirtschaftlich 
gesehen — noch w eitere Verm ögensbestandteile, wie 
Forderungen und Schulden, Banknotenbestände, ideelle 
W erte (z. B. der „good w ill“ einer Firma), Patente, 
Lizenzen, Markenschutz etc. „Als V erm ögenswerte der 
begünstigten Einzelwirtschaft sind sie zugleich nega­
tive Posten bei den ausgeschlossenen W irtschafts­
einheiten, auch wenn sie nicht so verbucht werden" ®). 
Bei der Berechnung des volkswirtschaftlichen V er­
mögens heben sich folglich alle diese Posten gegen­
seitig auf; bei einer globalen G egenüberstellung des 
privaten und des öffentlichen Verm ögens darf man 
dagegen nur zwischen öffentlichen V erbänden einer­
seits und privaten  W irtschaftseinheiten andererseits 
saldieren.
Mit der Fixierung des privaten oder öffentlichen A n­
teils am volkswirtschaftlichen Vermögen als Folge 
einer bestimm ten Eigentum sgestaltung ist gleichzeitig 
die Zuordnung eines Teiles der Nettoeinkom m en ver­
bunden; denn die Nettoeinkom men sind nichts anderes 
als Reinvermögenszuwächse, die — außer A rbeitsein­
kommen und Unternehmergewinn — stets einem  V er­
mögensbestand funktionell zuzurechnen sind. Das 
Eigentum am Vermögensbestand impliziert also die 
Verfügungsmacht über die diesem Bestand zu v er­
dankenden Reinvermögenszuwächse, sofern nicht das 
Gesetz eine andere Regelung vorsieht (z. B. K apital­
ertragsteuer).
Es sei gestattet, zunächst noch einen Augenblick bei 
dem rein quantitativen Gesichtspunkt unterschiedlicher 
Anteile der Privatpersonen und der öffentlichen V er­
bände am volkswirtschaftlichen Vermögen zu ver­
harren. Unter diesem Aspekt lassen sich folgende 
typische Formen der Eigentumsordnung festhalten:
1. P r io r i tä t  d e s  P r iv a te ig e n tu m s ;
2. k o n k u r r ie r e n d e  K o m b in a tio n  v o n  p r iv a te m  u n d  ö ff e n t­
lich em  E ig en tu m ;
3. P r io r i tä t  d e s  ö f f e n tl id ie n  E ig e n tu m s ') .
Diese Realtypen ergänzen w ir durch zwei idealtypische 
Grundformen ’): ausschließliches Privateigentum  und 
allumfassendes Gemeineigentum. Zwischen diesen po­
laren Grenzfällen liegen die realen  Eigentumsord­
nungen.
Nicht weniger mannigfaltig als die möglichen Eigen­
tumsordnungen sind die „realisierten Formen, in denen

Sofern w ir von A nsprüdien  oder Verpflichtungen des Inlandes 
an  das A usland abstrah ieren .
5) Heinrich v. S tackeiberg: „G rundlagen der theoretischen V olks- 
w irtsd ia fts lehre", Bern 1948, S. 11.
®) Vgl. hierzu  w ie auch zu den A usführungen über den Zusam ­
m enhang zwischen Eigentum s- und W irtschaftsordnungen den Bei­
trag  des V erfassers zum Jahrbuch „Ordo“, Bd. 8 , 1955, über das 
Thema ,Z u r T ypen lehre  der W irtschafts- und G esellschaftsordnun­
gen".

Vgl. zum Begriff der Idea ltypen  M ax W eber: „Gesammelte A uf­
sätze zur W issenschaftslehre", Tübingen 1922, S. 194 ff., 275 ff., 
372 ff., und „W irtschaft und Gesellschaft", in: G rundriß der Sozial­
ökonom ik, III. A btlg ., 1. H albbd., 2. A ufl., Tübingen 1925, S. 9 f f .— 
H einz H aller: .T ypus und G esetz in der N ationalökonom ie. V er­
such zur K lärung ein iger M ethodenfragen der W irtsd iaftsw issen- 
schaften", Stuttgart-K öln 1950, S. 74.
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in concreto jeweils der alltägliche W irtschaftsprozeß 
abläuft“, also die Wirtschaftsordnungen®). W alter 
Eucken kommt unstreitig das Verdienst zu, als erster 
in methodisch bahnbrediender Form aus der Vielzahl 
konkreter W irtschaftsordnungen konstitutive Grund­
formen ermittelt zu haben. Eucken unterscheidet zwi­
schen „zentralgeleiteter W irtschaft“ und „Verkehrs­
wirtschaft“. „Das W irtschaftssystem .Zentralgeleiteter 
Wirtschaft' ist dadurch gekennzeichnet, daß die Len­
kung des gesamten wirtschaftlichen Alltags eines Ge­
meinwesens auf Grund der Pläne einer Zentralstelle 
erfolgt. Setzt sich jedoch die gesellschaftliche W irt­
schaft aus zwei oder vielen Einzelwirtschaften zusam­
men, von denen jede W irtschaftspläne aufstellt und 
durchführt, so ist das W irtschaftssystem der V erkehrs­
wirtschaft gegeben"®). M ittels einer kom binierten An­
wendung der „reinen“ idealtypischen W irtschafts­
formen, der „W irtschaftssysteme“, glaubt Eucken alle 
konkreten W irtschaftsordnungen eindeutig und hin­
reichend erklären zu können.
Dieser Auffassung wird man sich heute aus zwei 
Gründen nicht mehr ohne Bedenken anschließen können: 
Erstens sieht Eucken in der Anzahl der W irtschafts­
pläne das entscheidende Kriterium für die Bestimmung 
der konstitutiven Grundformen, doch modifiziert er 
sogleich die extreme Form der „zentralgeleiteten W irt­
schaft" durch die V arianten „zentralgeleitete W irtschaft 
mit freiem Konsumguttausch" und „zentralgeleitete 
Wirtschaft mit freier Konsumwahl" ' “). Er schafft damit 
Typen, die Mischformen darstellen und sein Prinzip der 
Bildung von Idealtypen diskriminieren. Von größerer 
Bedeutung als dieser m ehr formelle M angel ist aber 
zweitens die zu vereinfachte, sehr schematische Frage­
stellung Euckens nach der Anzahl der Wirtschaftspläne. 
Treffender ist schon die Frage Franz Böhms nach den 
zur Aufstellung und Verwirklichung der W irtschafts­
pläne Berechtigten: „W er darf entscheiden, w as w irt­
schaftlich geschehen soll?“ “ ). Damit sind wir aber nur 
einen kleinen Schritt w eiter gekommen, denn nicht 
die „juristische Zuständigkeit“ entscheidet, sondern 
die faktische Beeinflussung des wirtschaftlichen Pro­
zesses durch die öffentlichen oder privaten W irtschafts­
pläne. Der ökonomisch relevante G rundtatbestand liegt 
also u. E. in dem Vorwalten (Dominanz) der öffent­
lichen oder der privaten  (individuellen) W irtschafts­
führung. Dieses Phänomen ist das O r i g i n ä r k r i ­
t e r i u m  aller realen Wirtschaftsordnungen, die somit 
durch das N ebeneinander von öffentlicher und privater 
Wirtschaftsführung ihr Gepräge erhalten.
Unbeschadet dieser Feststellung können w ir — bei 
abweichender Deutung — die Euckenschen Idealtypen 
durchaus beibehalten, doch suchen wir die konkrete 
W irtschaftsgestaltung nicht durch eine kom binierte 
Anwendung starrer Formenelemente, sondern durch 
die Bildung w eiterer realtypischer W irtschaftssysteme 
als der charakteristischen Ausprägungen der gemein­
samen öffentlichen und privaten W irtschaftstätigkeit
*) W alter Eucken: „Die G rundlagen der Nationalökonom ie", 6 . A uf­
lage, Berlin-G öttingen-H eidelberg 1950, S. 238.
») Ebda., S. 79. i») Ebda., 3. Teil, 2. Kap. I.
“ ) „W irtsdiaftsordnung und Staatsverfassung", Tübingen 1950, S. 9.

zu erfassen. Als Oberbegriffe für die beiden idealtypi­
schen und die zahlreichen realtypischen Unterformen 
erhalten wir dann drei Gruppen von W irtschaftssyste­
men: die Systeme der Verkehrswirtschaft, die Systeme 
der gelenkten W irtschaft *̂ ) ■ und die Systeme der zen­
tralgeleiteten Wirtschaft.
In allen zentralgeleiteten W irtschaftssystemen wird 
der W irtschaftsablauf entweder allein oder überwie­
gend durch den Zentralplan bestimmt (Primat der 
Subordination), während sich der wirtschaftliche Pro­
zeß in allen System en der Verkehrswirtschaft ent­
weder allein oder überwiegend nach den Plänen der 
privaten W irtschaftseinheiten vollzieht (Primat der 
marktmäßigen Koordination). Die Systeme der gelenk­
ten M arktwirtschaft umfassen nur diejenigen Real­
typen, in denen die öffentlichen Verbände ihre für 
vorrangig erklärten Zielsetzungen durch m ittelbare 
und unmittelbare Eingriffe in den W irtschaftsablauf 
zu realisieren trachten, ohne jedoch die dadurch ein­
geschränkte Dispositionsfreiheit der privaten W irt­
schaftseinheiten noch w eiter zu mindern.
W ährend Eucken sich zur Charakteristik seiner ideal­
typischen Grundformen allein auf die Zahl der W irt­
schaftspläne, also auf ein Kriterium beschränkt, er­
scheint es uns notwendig, neben der Dominanz der 
öffentlichen oder der privaten W irtschaftsführung als 
Originärkriterium  noch ein zweites fundamentum di- 
visionis einzuführen, nämlich die Eigentumsordnung 
als das für den W irtschaftsablauf entscheidende M erk­
mal der gesellschaftlichen Struktur, Die Eigentums­
ordnung ist zwar prim är ein gesellschaftliches und nur 
sekundär ein ökonomisches Merkmal, gleichwohl aber 
für die Kennzeichnung der realen W irtschaftsordnun­
gen von grundlegender Bedeutung. Um dies deutlich 
hervorzuheben, sehen wir in der Eigentumsordnung 
das S u b s i d i ä r k r i t e r i u m  der W irtschaftsord­
nungen.

EIGENTUMSORDNUNG UND WIRTSCHAFTSSYSTEM

W enn die Gestaltung des Eigentums für die realen 
W irtschaftsordnungen so charakteristisch ist, dann muß 
es auch typische Entsprechungen zwischen Eigentums­
ordnungen und W irtschaftssystemen geben. In der 
Tat finden sich einerseits in der wirtschaftswissen­
schaftlichen Literatur nicht wenige Stellen, die die Be­
deutung des Eigentumsrechts für den W irtschaftsab­
lauf hervorheben, und andererseits zeigt die ge­
schichtliche Erfahrung, daß verkehrswirtschaftlich orga­
nisierte Volkswirtschaften eine Priorität des Privat­
eigentums, gelenkte M arktwirtschaften ein konkur­
rierendes V erhältnis zwischen privatem  und öffent­
lichem Eigentum, und zentralgeleitete Wirtschaften 
eine Priorität des Gemeineigentums aufweisen. Doch 
sind die Beziehungen — besonders in noch primitiven 
Volkswirtschaften — keineswegs eindeutig. So erwähnt 
Eucken, „daß in verschiedenen Königreichen des alten 
Orients aller Boden dem Großkönig gehörte“, „die 
Lenkung der Produktion“ aber keineswegs vom König 
aus zu erfolgen brauchte*®).
12) Im Sinne einer „öffentlich-gelenkten W irtschaft".
15) „ G ru n d lag en .............. ", a. a. O., S. 54.
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Rein gedanklidi sind aud i Kombinationen möglidi zwi- 
sehen zentralgeleiteter W irtschaft und Privateigentum 
einerseits sowie freier V erkehrs Wirtschaft und Gemein­
eigentum andererseits. Es ist keineswegs müßig, solche 
Beziehungen auf ih r W esen und ihre W irkungen hin 
zu untersuchen, denn gerade dadurch w erden die 
adäquaten Ordnungsformen aufgedeckt.
M an mache sich z. B. klar, daß gemäß unserem Origi­
närkriterium  der W irtschaftsablauf in einer ideal- 

'•typischen freien Verkehrswirtschaft mit allseitig voll­
ständiger Konkurrenz einzig determ iniert wird durch 
die W irtschaftspläne der privaten W irtschaftseinheiten, 
also der Betriebe und letztlich der Haushalte, während 
die Regulativfunktion den Preisen zukommt. In diesem 
System erscheint „der Eigentümer als so lcher. . .  in 
formellem Sinn nicht" “ ). Die Verfügungsmacht über 
das volkswirtschaftliche Güterpotential könnte dem­
nach durchaus beim öffentlichen Verband liegen, ohne 
daß der unterstellte Menschentypus anders, d. h. nicht 
nach den für eine freie konkurrenzwirtschaftliche Ord­
nung geltenden Gesetzen handeln würde Umge­
kehrt ist auch eine idealtypische Zentralverw altungs­
wirtschaft mit Privateigentum denkbar; in einer solchen 
W irtschaft liegt der Einsatz aller Güter im Produk-' 
tions- wie im Konsumsektor bei der Zentralstelle, 
w ährend die reinen V erm ögensübertragungen den pri­
vaten W irtschaftseinheiten zustehen.
W ie sehr sich die gedanklichen Kombinationen aber 
von der W irklichkeit entfernen und wie notwendig es 
ist, die W irtschaftssysteme nicht nur durch einen 
ökonomisch relevanten Tatbestand, sondern auch durch 
ergänzende Hinzuziehung mindestens eines gesell­
schaftlichen Merkmals zu kennzeichnen, beweist wohl 
am besten die Erfahrungstatsache, daß jede Eigen­
tumsordnung ein ganz bestimmtes V erhalten der als 
Privatpersonen oder als Beauftragte eines öffentlichen 
Verbandes agierenden Individuen induziert; das ist der 
springende Punkt. Denn den typischen Ausprägungen 
sowohl der Wirtschafts- als auch der Eigentumsord­
nungen entsprechen bestimmte psychische Grundhal­
tungen, variierende seelische A ntriebskräfte der Men­
schen. Diese sind damit gleichsam das tertium  com- 
parationis für den Versuch, Entsprechungen zwischen 
den Wirtschafts- und Eigentumsordnungen nicht nur 
empirisch nachzuweisen, sondern auch deduktiv ab­
zuleiten.
Die Institution des Privateigentum s weckt als funda­
mentale A ntriebskraft das faktische Streben der Indi­
viduen nach Vermögen und dessen möglichst ertrag­
bringender Verwendung; d. h. wir können letztlich nur 
bei Priorität des Privateigentums annehmen, daß sich 
die in concreto handelnden Menschen annähernd so 
verhalten wie die im wirtschaftstheoretischen Modell 
analysierten hypothetischen W irtschaftseinheiten. Es 
ist m. a. W. die Freizügigkeit in der Vermögensbil­
“ ) G ustav G undladi: .Eigentum sfunktion und O rdnung der P ro­
duktion", in : Soziale S idierung durd i N euordnung des Eigentums, 
A ugsburg 1953, S. 67.
1®) Vgl. hierzu  H ans-Jochen v. K nebel-Döberitz: »Verkehrswirt- 
sd iaft und P rivateigentum  an den Produktionsm itteln", Bonner 
D issertation  1951, und d ie dortigen  L iteraturhinw eise.

dung und Verm ögensverwendung, die in einer freien 
Verkehrswirtschaft den Leitern der Haushaltungen und 
Betriebe erst den Impuls zu einer überragenden w irt­
schaftlichen A ktivität gibt. W ir kommen somit zu dem 
Schluß, daß „eine in Freiheit geordnete W irtschaft und 
G esellschaft. . .  den eigenständigen zur Selbstverant­
wortung willigen und fähigen Menschen" voraussetzt *®). 
Um nachzuweisen, daß die Institution des Gemein­
eigentums der zentralgeleiteten W irtschaft adäquat ist, 
sei eine kurze Vorbemerkung gestattet: In einer zen­
tralgeleiteten W irtschaft (vor allem der Zentralver­
waltungswirtschaft) ist der W irtschaftsprozeß nur noch 
in geringem Umfang an den individuellen Bedürfnis­
skalen orientiert. Die Realisierung der politischen Ziel­
setzungen wird von überwältigender Dringlichkeit, und 
die Verfahren zur Durchsetzung der Pläne setzen 
M ittel ein, die tief in die persönliche Sphäre eingreifen, 
wie Deportation, Zwangsschichten etc. Viele W irt­
schaftstheoretiker haben aufzuzeigen versucht, daß 
sich ein rein am ökonomischen Prinzip orientierter 
W irtschaftsablauf — unter bestimmten Bedingungen — 
in einer Zentralverwaltungswirtschaft nach den glei­
chen Gesetzen vollziehen muß wie der wirtschaftliche 
Prozeß in einer freien Verkehrswirtschaft ’̂). Dieses 
Ergebnis ist zweifellos interessant, aber für die Be­
urteilung der realen Vorgänge in einer Zentralverw al­
tungswirtschaft nur vergleichsweise verwendbar. Wohl 
selten besteht zwischen einem theoretischen Lehrsatz 
und den zu erklärenden Realphänomenen eine der­
artig ungeheure Kluft wie hier. Eine w irklichkeits­
bewußte Analyse der Zentralverwaltungswirtschaft 
muß von dem indiskutablen Tatbestand ausgehen, daß 
in dieser W irtschaftsordnung die beherrschende Posi­
tion der öffentlichen Verbände gleichbedeutend ist mit 
der Dominanz des Politischen in Zielsetzung und V er­
wirklichung; die Vorgänge in einer zentralgeleiteten 
W irtschaft sind m. a. W. von gänzlich anderer Q uali­
tä t als die in einer Verkehrswirtschaft. Nur so ist auch 
die adäquate Eigentumsordnung, nämlich die Priorität 
des Gemeineigentums, systemgerecht einzuordnen. Das 
Gemeineigentum an Produktionsstätten, Rohstoffvor­
kommen, V erkehrswesen, kurz an (nahezu) der Ge­
samtheit der volkswirtschaftlichen G ütervorräte gibt 
der herrschenden Schicht die Möglichkeit, un ter Be­
achtung eines Minimums an individueller Versorgung 
mit Konsumgütern eine Realisierung ihrer Zielsetzun­
gen anzustreben. Niemand empfindet die verpflichtende 
Kraft der persönlichen Beziehimg zwischen Eigentum 
und Eigentümer; damit gibt es w eder ein vitales In ter­
esse an  Vermögensbildung noch eine Entfaltung aller 
Kräfte zur ertragbringenden V erw ertung der Ver-

■') Vifilfried Schreiber: „Eigentum als soziale O rd n u n g sm ad if, in; 
Soziale Sicherung durch N euordnung des Eigentums, A ugsburg 
1953, S. 34} vgL ferner den  sp äte ren  A bschnitt d ie se r A bhandlung 
über Eigentum  und -wirtschaftliche Sicherheit.
17) Vgl. etw a Enrico B arone: ,11 M inistro delle produzione nello 
Stato co lle ttiv is ta“, in : G iom ale  degli Economisti, vol. XXXVII, 
1908 (Engl. U bers.: „The M in istry  of Production in the co llectiv ist 
S tate", ln F. A. H ayek : „C ollectivist Economic P lann ing“. A p­
pendix A, London* 1947). W ilhelm  K relle: „W irtschaftsrechnung 
in verschiedenen W irtschaftsordnungen*, in : Jahrbücher für N atio ­
nalökonom ie und S tatistik , Bd. 165, 1953. K. Paul H ansel: „Ein­
führung in die Theorie der Zentralverw altungsw irtscäiaff, S tu tt­
ga rt 1954.
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mögensbestände wie in der Verkehrswirtsdiaft. Poli­
tischer Zwang ersetzt freiwilliges Streben. Soweit Pri­
vateigentum noch vorhanden ist — etwa im Bereidi 
der Gegenstände des täglichen Bedarfs oder der klein- 
betrieblidien Herstellung von Konsumgütern —, geht 
von ihm kein gestaltender Impuls aus. Die Stellung 
des Privateigentums in der Zentralverw altungsw irt­
schaft (gedankliche Kombination) ähnelt damit — um 
einen berühmten Vergleich Böhm-Bawerks zu ver­
wenden — einer Schale ohne Kern.
Dieses Ergebnis berechtigt uns zu folgendem Schluß; 
Einem sukzessiv gedachten Übergang von der freien 
Verkehrs Wirtschaft zur zentralgeleiteten W irtschaft 
entsprechen sowohl in der Realität als auch in der De­
duktion eine quantitative V erlagerung vom Privat­
eigentum zum Gemeineigentum und/oder eine Min­
derung in der Gestaltungskraft des noch verbliebenen 
privaten Eigentums. Umgekehrt führen Änderungen 
in der Eigentumsordnung zur Adaption in der Gestal­
tung der Wirtschaftsordnung. Diese Interdependenz 
zwischen Wirtschaftsordnung und Eigentumsordnung 
erhellt sehr deutlich aus der Bemerkung Euckens, daß 
bei einer „Übernahme des Produktionsapparates durch 
zentrale S tellen . . .  die Aufhebung des Privateigen­
tums naheliegt" ’®) und daß der Staat „zu einer Politik 
der zentralen Lenkung gezwungen" wird, falls er 
„große Teile des Produktionsapparates in Kollektiv­
eigentum“ übernimmt'®). Noch pointierter ist die Fest­
stellung Eucäcens, daß „zur Verwirklichung der W ett­
bewerbsordnung Privateigentum erforderlich ist" 2“). 
Dieses Ergebnis deckt sich völlig mit den unterstellten 
typischen Kombinationen zwischen Wirtschafts- und 
Eigentumsordnung sowie mit der Eigentumsordnung 
als Subsidiärkriterium jeder W irtschaftsordnung.

EFFEKTIVITÄT DER EIGENTUMSORDNUNG 

Nicht minder wichtig als die Erfassung adäquater 
Ordnungsformen ist es, den Effekt zu beschreiben, den 
eine gegebene Eigentumsordnung auf den W irtschafts­
ablauf erzielt. Bei einer gegebenen Aufteilung des volks­
wirtschaftlichen Vermögens in einen privaten und einen 
öffentlichen Teil kann nämlich die Eigentumsordnung 
den wirtschaftlichen Prozeß je  nach der Dispositions­
freiheit und den Zielen der handelnden Individuen 
sehr mannigfach beeinflussen. Die Summe aller auf 
eine beliebige Eigentumsordnung zurückzuführenden 
Einflüsse unm ittelbarer und m ittelbarer A rt auf den 
Wirtschaftsablauf nennen wir die „Effektivität" der 
Eigentumsordnung. W egen der außerordentlichen Kom­
plexität des Gegenstandes ist eine ins einzelne gehende 
Bestimmung der Effektivität der typischen Eigentums­
ordnungen sehr schwer, wenn nicht unmöglich. Gleich­
wohl wird es uns bei Unterstellung bestimm ter Be­
dingungen ohne Zweifel gelingen, einige wesentliche 
Ursachen der Effektivität der für uns wichtigsten Eigen­
tumsordnungen herauszufinden.
Vorweg sei bemerkt, daß es um so eher möglich ist, 
die Effektivität der Eigentumsordnung zu imischreiben
*•) .Grundsätze der W irtsd ia ftspo litik“, Bern-Tübingen 1952, S. 106. 
“ ) Ebda., S. ,137. “ ) Ebda., S. 271.

und ihre Komponenten zu erfassen, je  stärker der 
W irtschaftsablauf durch die privaten W irtschaftspläne 
bestimmt wird. W ir beginnen daher unsere Unter­
suchung mit der realtypischen freien V erkehrsw irt­
schaft j die für die Effektivität der Eigentumsordnung 
in dieser W irtschaftsordnung entscheidenden Fak­
toren î) sind:

d ie  M a rk tfo rm e n ,
d ie  W ir ts d ia f ts g e s e tz e ,  v o r  a lle m  d a s  G e se l ls d ia f ts re d i t ,
d ie  S te u e rg e se tz e ,
d a s  E rb re d it,
d a s  W ä h ru n g ss y s te m .

Die M a rk tfo rm e n : D ie  In s t i tu t io n  d e s  P r iv a te ig e n tu m s  e in e r  
V e rk e h r s w ir ts d ia f t  v e r le ih t  d e n  k o n s u m ie re n d e n  w ie  d e n  
p ro d u z ie re n d e n  W ir ts c h a f ts e in h e ite n  d ie  G e w a lt, ü b e r  G ü te r  
in  b e s tim m te n , g e w ö h n lic h  s e h r  w e i t  g e s ie d e te n  G re n z e n  zu  
v e rfü g e n . F ü r  d e n  H a u s h a l t  b e d e u te t  d a s  f r e ie  V e rm ö g e n s ­
b ild u n g , u m  s te t ig e  E in n a h m e q u e lle n  z u  e rs c h lie ß e n  o d e r  fü r  
d ie  E rb e n  v o rz u s o rg e n  e tc . D e n  B e tr ie b e n  o d e r  U n te rn e h ­
m u n g e n  s ic h e rt d a s  P r iv a te ig e n tu m  d ie  M ö g lic h k e it, nach  
e ig e n e m  E rm e ssen  P ro d u k tio n sm itte l  z u  k o m b in ie re n , P ro ­
d u k te  z u  e rz e u g e n  u n d  a b z u s e tz e n . A lle  d ie se  M aß n a h m e n , 
au ch  v e r tra g l ic h e r  A r t  (F u s io n e n  e tc .) , s in d  n u n  ö k o n o m isch  
e r s t  d a n n  s in n v o ll, w e n n  s ie  le tz tlic h  z u  e in e r  b e s s e re n  V e r ­
s o rg u n g  d e r  V e rb ra u c h e r  m it  k o n s u m re ife n  E rz e u g n is se n  
fü h re n . O b d ie  p r iv a te  V e r fü g u n g s g e w a lt  a ls  In s tru m e n t  in  
d e n  H ä n d e n  d e r  U n te rn e h m e r  ta tsäc h lic h  d ie se m  Z ie l d ie n t, 
v e rm a g  n u r  e in e  A n a ly s e  d e r  re a le n  M a r k tg e s ta l tu n g  a u f­
z u ze ig e n . D ie se r  A u fg a b e  h a t  sich d ie  m o d e rn e  L e h re  v o n  
d e n  M a rk tfo rm e n  g e w id m e t. F ü r  u n s e r  P ro b lem  is t  e s  z iem ­
lich  g le ich , ob  w ir  e tw a  H . v .  S tacäcelberg  W . E ucken  
o d e r  R. Frisch®*), R . T riffin  ®̂) u n d  E. S c h n e id e r  ’®) fo lg e n ; 
d ie  E rg e b n is s e  w ü rd e n  n u r  g ra d w e is e  v o n e in a n d e r  a b w eic h en . 
In  e in e r  k o n k u rre n z w ir ts c h a f t l ic h e n  M a rk tfo rm  s e h e n  sich 
so w o h l d ie  K ä u fe r  a ls  auch  d ie  V e rk ä u fe r  g e z w u n g e n , d e n  
P re is  a ls  D a tu m  a n z u e rk e n n e n  s o w ie  a lle  K rä f te  z u  e n t­
w ick e ln , u m  d e m  K o n k u rre n z d ru c k  s ta n d z u h a lte n  u n d  n ic h t 
in  d ie  V e r lu s tz o n e  g e d rä n g t  zu  w e rd e n . In  d e n  o lig o p o lis t i­
s ch e n  o d e r  d e n  m o n o p o lis tis c h e n  M a rk tfo rm e n  tre ib e n  d ie  
O lig o p o lis te n  o d e r  d e r  M o n o p o lis t  M a r k ts tr a te g ie ;  d. h . s ie  
s in d  in  d e r  R eg e l b e s tr e b t ,  d ie  N a ch fra g e  z u  b e e in flu s se n  
(du rch  R e k lam e  e tc .) , d ie  N a c h f ra g e re n te  du rch  P re is d if fe ­
r e n z ie ru n g e n  z u  a b s o rb ie re n  u n d  a ls  G ro ß a b n e h m e r  d ie  
L ie fe ra n te n  d u rch  R a b a tte  e tc .  z u  P re is a b sc h lä g e n  z u  z w in ­
g e n . U m  d ie se  Z ie le  z u  e r re ic h e n , k o m m t e s  z u  Z u sa m m e n ­
sch lü ssen  a l le r  A r t  (K a rte lle , K o n zern e , T n js ts ) ,  z u  Ü b e r­
in v e s t i t io n e n , u m  sich  M a r k ta n te i le  z u  s ich e rn  (b e i Q u o te n ­
k a r te lle n ) ,  z u  P re is b in d u n g e n  im  H a n d e l, z u r  F ix ie ru n g  v o n  
A b sa tz g e b ie te n , z u  V e rsu c h e n , d ie  W ir ts c h a f tsg e s e tz g e b u n g  
z u  b e e in f lu s se n  e tc . D ie  F o lg e n  d ie s e r  P ra k t ik e n  s in d  ä u ß e r s t  
m a n n ig fa lt ig ;  in  a l le r  R eg e l e rg e b e n  s ie  e in e  M in d e rv e r ­
s o rg u n g  d e r  K o n su m e n te n  u n d  e in e  p a r t ie l le  S ta r r h e i t  d e s  
W ir ts c h a f tsg e fü g e s  m it  in h ä r e n te r  T e n d e n z  z u  s ta a tl ic h e n  
In te rv e n t io n e n .
D a ra u s  e rh e ll t ,  d aß  sich  m it  d e n  M a rk tfo rm e n  „d ie  F u n k ­
tio n  d e s  E ig e n tu m s re c h ts “ ” ) v e rä n d e r t .  In  e in e r  W ir ts c h a f ts ­
o rd n u n g  a l ls e i t ig e r  K o n k u rre n z  i s t  d a s  P r iv a te ig e n tu m  e in  
„öko n o m isch  im d  so z ia l b ra u c h b a re s  In s tru m e n t d e s  O rd - 
n x in g sau fb au e s“ “*). B ei s u k z e s s iv  fo r ts c h re ite n d e r  Z e rs tö ru n g  
d e r  W e t tb e w e rb s o rd n u n g  d u rch  m o n o p o lis tisch e  G e b ild e  w ird  
d ie  E ig e n tu m s o rd n u n g  d ie s e r  F u n k tio n  im m e r m e h r  e n tk le i­
d e t. D as  P r iv a te ig e n tu m  b ie te t  fo lg lich  b e i  m o n o p o lo id e r  
M a r k tg e s ta l tu n g  d e n  b e h e r rs c h e n d e n  U n te rn e h m u n g e n  e in e  
B asis  fü r  V e rfä ls c h u n g e n  d e s  in d iv id u e lle n  D a te n b i ld e s , fü r 
d ie  B ild u n g  ö k o n o m isch  n ic h t g e re c h t fe r t ig te r  P frü n d e , fü r  
K a p ita lfe h lle itu n g e n  e tc . m it  a l le n  b e k a n n te n  F o lg en .

2 )̂ Dem S adikenner w ird  bei der folgenden A ufstellung sogleich 
auffallen, daß die genannten Faktoren nur Schwerpunkte um fassen­
der Bereiche sind, w ie etw a Sitte und K onvention, bürgerliches 
Recht schlechthin, G esam theit der Geld- und K reditpolitik  etc.; 
dam it w ird  deu tlid i, daß w ir im  Grunde n id its  anderes tun, als 
vornehm licb das gesam tw irtschaftlidie Datum „reditlid ie und 
soziale O rganisation" in B estandteile zu zerlegen.
*̂) .M arktform  und G leichgewicht“. W ien und Berlin 1934.

^) .G r u n d la g e n ............. ", a- a. O.
‘̂) ,O n  the N otion of the Equilibrium  and D isequilibrium ", in: 

Review  of Economic Studies, 1935.
.M onopolistic Com petition and general Equilibrium  Theory", 

C am bridge 1941.
*•) U. a. .E inführung in d ie W irtschaftstheorie", Bd. I u. II, Tübin­
gen 1949.

Eucken; .G ru n d s ä tz e .............. ' ,  a. a. O., S. 272.
'") Ebda., S. 273.
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D ie  F e s ts te llu n g , d aß  „d as  P r iv a te ig e n tu m  a n  P ro d u k tio n s ­
m i t te ln  e in e  V o ra u s s e tz u n g  d e r  W e t tb e w e rb s o rd n u n g " , u n d  
u m g e k e h r t  „d ie  W e t tb e w e rb s o rd n u n g  e in e  V o ra u s s e tz u n g  
d a fü r"  is t,  „daß  d a s  P r iv a te ig e n tu m  a n  P ro d u k tio n s m itte ln  
n ic h t z u  w lr tsc h a ttlic iie n  u n d  so z ia le n  M iß s tä n d e n  fü h r t"  
i s t  d a h e r  v o n  z w in g e n d e r  K o n seq u en z .
D ie  W ir ts c h a f ts g e s e tz e :  D ie  W ir ts c h a f tsg e s e tz g e b u n g  sch aff t 
e in e n  in s t i tu t io n e l le n  R ah m en , in  d em  sich d ie  p r iv a te n  
W ir ts c h a f ts e in h e ite n  f r e i  b e w e g e n  k ö n n e n ; e in ig e  d e r  g e ­
se tz lic h e n  B es tim m u n g e n  k ö n n e n  a u f  d e n  W ir ts c h a f tsa b la u f  
u n d  d ie  A u s ü b u n g  d e s  E ig en tu m sre c h ts  e in e n  s e h r  n a c h h a l­
t ig e n  E influß  h a b e n . V o r  a lle m  w ä re n  h ie r  d ie  E in sc h rä n ­
k u n g  d e s  R is ik o s , z, B, b e i d e r  G m bH  u n d  d e r  A G , s o w ie  
d ie  L ö su n g  d e r  E n tsc fae id u n g sg ew a lt v o m  R isik o , w ie  s ie  
e tw a  d a s  d e u tsc h e  R ech t d e r  A k tie n g e se lls c h a f t  v o rs ie h t ,  zu  
nennen® "), Karum m in d e r  b e d e u ts a m  s in d  d ie  B es tim m u n g e n  
d e s  V e rg le ic h s- u n d  K o n k u rs re ch ts . In s b e so n d e re  t r ä g t  d ie  
s ta r k e  S te llu n g  d e s  V o rs ta n d e s  in  d e r  m o d e rn e n  A k tie n g e ­
se llsc h a ft d a z u  b e i, a n d e re  Z ie ls e tz u n g e n  a ls  d ie  m ö g lich s t 
w ir tsc h a f tlic h e  M itte lv e rw e n d u n g  u n d  d a m it u . a . d ie  B e­
w illig u n g  ö k o n o m isch  s in n v o lle r  D iv id e n d e n a u s sc h ü ttu n g e n  
in  d e n  V o rd e rg ru n d  zu  rü ck en . N ich t v o n  u n g e fä h r  s in d  d ie  
V o rs te l lu n g e n  v o m  R eg im e  d e r  M a n a g e r  (Jam es  B urnham ) 
u n d  d e n  in d u s tr ie l le n  F u n k tio n ä re n  M o d e  g e w o rd e n .
D ie  S te u e rg e s e tz e :  D urch  d ie  S te u e rg e se tz g e b u n g  w ird  d ie  
E in k o m m e n sb ild u n g  u n d  -V e rw e n d u n g  s e h r  s ta r k  b ee in flu ß t. 
So k a n n  z, B, d e r  S te u e rg e s e tz g e b e r  du rch  d ie  F ö rd e ru n g  
d e r  S e lb s tf in a n z ie ru n g  d e n  K a p ita lm a rk t a ls  d e n  S a m m le r 
l iq u id e r  V e rm ö g e n s te ile  e n tsc h e id e n d  b e sc h n e id e n . F ü r  e in e  
A n a ly s e  d e r  E f fe k tiv itä t  d e r  E ig en tu m s o rd n u n g  Is t  e s  fe rn e r  
n ich t u n e rh e b lic h , d ie  E in w irk u n g e n  d e r  s te u e r l ic h e n  G e se tz ­
g e b u n g  a u f  d ie  S te u e rm o ra l zu  b e a c h te n .
D as E rb re ch t: D as  E rb re ch t b e s tim m t in  g a n z  e n tsc h e id e n d e r  
F o rm  d ie  p e rio d isc h e  N e u v e r te i lu n g  p r iv a te r  V e rm ö g e n s ­
m a s s e n ; s ie  b e e in flu ß t so m it n ich t n u r  d ie  M aß n a h m e n  d e r  
E rb en , s o n d e rn  —  v o r  a lle m  —  auch  d e r  E rb la sse r ,
D as  W ä h ru n g s s y s te m : Sch ließ lich  s in d  d a s  v o r lie g e n d e  W ä h ­
ru n g s s y s te m  u n d  d ie  ih m  k o n fo rm e  G e ld - u n d  K re d itp o li t ik  
v o n  a u ss c h la g g e b e n d e r  B e d e u tu n g  **).

Einer gelenkten Marktwirtschaft entspricht — wie wir 
sahen — eine konkurrierende Kombination von Pri- 
vat- und Gemeineigentum, Neben die Größen, die in 
der freien Verkehrsw irtsdiaft die Effektivität der 
Eigentumsordnung determinieren, treten hier andere 
Bestimmungsgründe, die aus der interventionistischen 
W irtsdiaftsgestaltung resultieren. W ir greifen-nur die 
u. E. wichtigsten Faktoren heraus:
D urch  R e g u lie ru n g e n  e in z e ln e r ,  m e h re re r  o d e r  a l le r  M ä rk te  
m itte ls  P re is ta x e n , M e n g e n m a n ip u la tio n e n , R o h s to ffz u te ilu n ­
g e n , B e d a r f s p r ü f u n p n  e tc , w ird  d ie  im  E ig en tu m sre c h t 
g ru n d s ä tz lic h  z u g e s ic h e r te  V e rfü g u n g s g e w a lt  n ach  A u sm aß  
u n d  M ö g lic h k e ite n  e rh e b lic h  re d u z ie r t .
D u rch  Ü b e rn a h m e  w ic h tig e r  S c h lü s se lin d u s tr ie n  in  d ie  ö ffen t­
liche  H a n d  (S o z ia lis ie ru n g ) m e h r t  sich d ie  B ed e u tu n g  des 
G e m e in e ig e n tu m s ; d a m it g e w in n e n  d ie  p o litis c h en  G esich ts ­
p u n k te  z w an g s lä u fig  a n  G ew ich t.
M it  z ie m lic h e r W a h rsc h e in lic h k e i t  v e r s tä r k t  d e r  I n te rv e n ­
tio n is m u s  d ie  T e n d e n z  z u r  B ild u n g  p r iv a te r  o d e r  q u a si-  
ö ffe n tl ich e r  In te re s s e n v e rb ä n d e  (p lu ra lis tis c h e  G e se llsc h a fts ­
o rd n u n g ) , d ie  m it  e in e r  o d e r  m e h re re n  p o litis c h en  P a r te ie n  
e n g e n  K o n ta k t p fleg en , u m  ih re  Z ie le  ü b e r  d ie  P a rla m e n te , 
d a m it a u f  d em  W e g e  d e r  G e se tz g e b u n g  u n d  d e r  V e ro rd ­
n u n g e n , n ich t a b e r  du rch  M a rk t le is tu n g e n  z u  re a lis ie r e n . 
E in  so lch e r Z u s ta n d  is t  g le ic h b e d e u te n d  m it e in e r  w e i te re n  
V e rm in d e ru n g  d e r  o rd n u n g s p o lit is c h e n  F u n k tio n  d e s  P r iv a t­
e ig e n tu m s.
D ie  T e n d e n z  zu  e in e r  V o llb e sc h ä ftig u n g s p o litik  u n d  d a m it 
zu  e in e r  P o li t ik  d e s  b illig e n  G e ld e s  s o rg t d a fü r, d aß  Z w an g s- 
s p a rp ro z e s s e  d e n  W ir ts c h a f ts a b la u f  e n tsc h e id e n d  b e e in ­
flu ssen , D ie  p r iv a te  V e rm ö g e n sb ild u n g  a ls  K o n se q u e n z  des 
b e s te h e n d e n  R ech ts a m  P r iv a te ig e n tu m  b e ru h t  n ich t m e h r  
a u f  F le iß , e c h te r  U n te rn e h m e rle is tu n g , S p a rw illen , so n d e rn
*®) Ebda,, S, 275j vgl, auch L, M iksdis A usfülirungen über die 
Beziehungen zwischen B esitzverteilung und innerer K oordination, 
in: Ordo, 3, Bd,, 1950, S, 62.
’“) Vgl, O sw ald v. N ell-Breuning; „Eigentumsbildung du rd i O rd­
nung von V erteilung und V erbraudi", in: Soziale Sicherung durd i 
Neuordnung des Eigentums, A ugsburg 1953, S, 72,

D ieser H inweis mag bei dem begrenzten Rahmen des vo r­
liegenden A ufsatzes genügen.

a u t  d e m  G esch ick  o d e r  d em  G lück , d ie  ric h tig e  P o s it io n  im  
W ir ts c h a f ts a b la u f  in n e z u h a b e n , u n d  g e h t  a u f  K o s te n  a n d e r e r  
B ü rg e r, d ie  ü b e r  fe s te  E in k o m m en , H a u sv e rm ö g e n , n ich t 
b e v o rz u g te  P r o d u k tio n s s tä t te n  e tc , v e r fü g e n . F o lg lich  s in d  
d ie  U rsac h en  fü r  s p o n ta n e  V e rm ö g e n s b ild u n g e n  u n d  k o n ­
ju n k tu r e l le n  A u fsch w u n g  n u r  in  d e m  m e h r  o d e r  w e n ig e r  
z u fä llig e n  A n sa tz  u n d  A u sm aß  d e r  K r e d i t in je k t io n e n  u ,  ä. 
s o w ie  in  d e r  sp ez ifisch en  F ä h ig k e it  z u  s e h e n , sich  d e n  ra sch  
w e c h s e ln d e n  S itu a tio n e n  a n z u p a s se n .
E ine  w e ite r e  S ch w äch u n g  d e s  P r iv a te ig e n tu m s  fo lg t a u s  
so lch en  M a ß n a h m e n  w ie  d e r  E in rä u m u n g  e in e s  M itb e s tim ­
m u n g s re c h ts  fü r  A rb e itn e h m e r . W ie  im m e r m a n  zu  d ie se m  
P ro b le m  s te h e n  m ag , s ich e r is t ,  d aß  d e r  m o d e rn e  Z u g  z u r  
„ W irts c h a f ts d e m o k ra tie "  n u r  d e r  g e le n k te n  M a rk tw ir ts c h a f t ,  
n ich t a b e r  d e r  f r e ie n  M a rk tw ir ts c h a f t  a d ä q u a t  I s t  u n d  s te t s  
zu  e in e r  E in sc h rä n k u n g  d e r  im  E ig e n tu m s re c h t v e rb r ie f te n  
B e fu g n isse  m it  a l le n  n a c h te il ig e n  F o lg e n  fü h r t.
K a u m  w e n ig e r  b e d en k lich  is t  e in e  ü b e r t r i e b e n e  S o z ia lg e se tz ­
g e b u n g , d ie  d ie  g e sa m te  K ra n k e n - ,  In v a lid e n - ,  A lte rs - , 
A rb e i ts lo s e n v e rs ic h e ru n g  u sw , z u  e in e r  A n g e le g e n h e i t  ö ffen t­
lic h -rec h tlic h e r K ö rp e rs c h a fte n  m ach t. D ie  F o lg e n  s in d ; w ach ­
s e n d e  A u s h ö h lu n g  g le ic h g e r ic h te te r  p r iv a te r  B e s tre b u n g e n , 
A n w ac h s en  p o litis c h  h ö c h st b e d e n k lic h e r  F o n d s , W ac h ru fen  
e in e s  S ic h e rh e its k o m p le x e s  b e i d e n  S ta a ts b ü rg e rn ,  v e rm in ­
d e r te r  A rb e its w ille  e tc . W ie  s e lte n  s o n s t  p a ß t  h ie r  d a s  
G o e th e -W o r t a u s  d em  F a u s t; „ V e rn u n ft w ird  U n s in n , W o h l­
ta t  P la g e ,“
A lle  b in n e n w ir ts c h a f tl ic h e n  M a ß n a h m e n  fin d e n  Ih re  E rg än ­
z u n g  in  d e m  A u fb a u  e in e s  b i la te r a le n  A u ß e n h a n d e ls ,  du rch  
d e n  d ie  F r e iz ü g ig k e it  in  d e r  E in k o m m e n s b ild u n g  u n d  V e r ­
m ö g e n s v e rw e n d u n g  w e ite rh in  g e m in d e r t  w ird .

Die geringsten Aussichten für die Bestimmung der 
Effektivität der Eigentumsordnung bietet die Zentral­
verwaltungswirtschaft. Durch das völlige oder w eit­
gehende Fehlen des Privateigentum s und die eindeu­
tige Dominanz des Politischen vor allen  anderen Le­
bensbereichen gibt es keine eindeutige, der Institution 
des Gemeineigentums zuzusciireibende Reaktion der 
Individuen; diese sind Befehlsüberm ittler und nach 
Zentralplänen Arbeitende, deren M otive kaum  zu 
fixieren sind. Fest steht wohl nur, daß ein wirklich 
echtes Streben nach Vermögensbildung höchstens bei 
politisch überzeugten vorliegt, und daß s ta tt des fre i­
willigen Dranges zur Berufsarbeit und selbstgew ähl­
te r Beschäftigung die Furcht vor öffentlicher D iskredi­
tierung und körperlichem Zwang ein übermächtiger 
Faktor wird. Die vom Gemeineigentum ausgehenden 
W irkungen verstärken also die schon der zentral­
geleiteten W irtschaft an sich im m anenten Tendenzen. 
Alleiniges (oder zumindest überwiegendes) Gemein­
eigentum zerstört alle Hoffnungen auf einen erfolg­
reichen W iderstand gegen die W irtsdiaftsbürokratie; 
es vervollkommnet die Abhängigkeit von den Staats­
funktionären und bietet diesen die rechtliche Grund­
lage für ihre Handlungen,

EIGENTUM UND MACHT 

Die bisherigen Ausführungen müssen wir noch um 
einen wichtigen, die Eigentumsordnung und ihre Effek­
tiv itä t gleichfalls charakterisierenden Zusammenhang 
ergänzen. Mit der Verfügungsgewalt, die die Eigen­
tumsordnung garantiert, ist denjenigen, die das Eigen­
tumsrecht ausüben, also den Privateigentüm ern oder den 
Bevollmächtigten öffentlicher Verbände, ein M ittel an 
die Hand gegeben, durch vermögensmäßige M anipu­
lationen bestimmte Zielsetzungen wirtschaftlicher oder 
politischer A rt zu realisieren. Das besagt aber nichts 
anderes, als daß das Eigentumsrecht dem Verfügungs­
berechtigten „Macht" gewährt; denn unter Macht ver­
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stehen wir mit Max W eber „jede Chance, innerhalb 
einer sozialen Bewegung den eigenen W illen audi gegen 
W iderstreben durchzusetzen, gleidiviel worauf diese 
Chance beruht" Nun ist es für uns zweckmäßig und 
audi notwendig, zwisdien politisdier und wirtsdiaft- 
lidier Macht zu unterscheiden. Mit politischer Macht 
sei jede Chance bezeichnet, die Handlungsfreiheit von 
Mitgliedern eines Gemeinwesens über eine unm ittel­
bare Veränderung ihrer rechtlichen und sozialen Posi­
tion (politische Mittel: z. B. Gesetze, Verordnungen, 
Bestrafungen wie Enteignungen, Deportation, Gefäng­
nis etc.) zu beeinträchtigen. Wirtschaftliche Macht da­
gegen äußert sich in dem Versuch, dem (den) Markt- 
partner(n) im Rahmen der M arktlage seinen Willen 
aufzuzwingen ^̂ ). Auf mannigfaltige A rt kann damit 
Macht im Sinne unserer Definition ausgeübt werden; 
eine der entscheidenden Hebel der Machtausübung 
liegt aber in der Verfügungsgewalt über Güter, also 
letztlich in der Eigentumsordnung.
Diese Feststellung genügt aber nicht, sondern wir 
müssen zu ermitteln suchen, wie groß die Macht ist, 
die ciie verschiedenen typischen Ausprägungen der 
Eigentumsordnung gewähren, und welches ihre Kom­
ponenten sind. Unser Augenmerk wird dabei notwendig 
auf das Zusammenwirken zwischen wirtschaftlicher und 
politischer Macht in den Hauptgruppen der W irtschafts­
systeme gerichtet sein.
Eine realtypische funktionsfähige freie V erkehrsw irt­
schaft ist nur denkbar bei einer scharfen Trennung 
zwischen dem wirtschaftlichen und dem politischen 
Handlungsbereich. Der wirtschaftliche Bereich erhält 
seine Struktur durch die im gesamtwirtschaftlichen und 
individuellen Datenkranz zusammengefaßten Struktur­
elemente! der politische Handlungsbereich wird da­
gegen durch die Staatsverfassung, durch die Gesetze, 
die Zielsetzungen und die Größenverhältnisse der 
Parteien etc. bestimmt.
Von eminenter W ichtigkeit ist ferner, daß alle Indi­
viduen W irtschaftseinheiten angehören und gleich­
zeitig Mitglieder öffentlicher Verbände sind. Sie üben 
damit — zumindest in einem demokratischen Gemein­
wesen — einen allerdings stark differierenden Einfluß 
auf den Wirtschaftsablauf wie die politischen Vor­
gänge aus.
Ihr Einfluß auf den Wirtschaftsprozeß, d. h. die Aus­
übung der ihnen zukommenden wirtschaftlichen Macht, 
wird durch die Struktur der M ärkte begrenzt, auf 
denen sie als Anbieter oder Nachfrager erscheinen. 
Somit ergibt sich die — von Böhm-Bawerk schon 1914 
formulierte — Feststellung, daß die ökonomische 
Macht „nicht außerhalb oder c/egen, sondern innerhalb 
und durch Erfüllung der ökonomischen Preisgesetze 
wirkt" =̂ ). „Der Keim der wirtschaftlichen Macht" liegt
*2) „W irtschaft und Gesellschaft", in: Grundriß der Sozialökonomik, 
III. Abtlg., 1. H albbd., 2. Aufl., Tübingen 1925, S. 28; M ax W eber 
schreibt anschließend: „Der Begriff ,M adit' is t soziologisdi am orph. 
Alle denkbaren Q ualitä ten  eines M ensdien und a lle  denkbaren 
Konstellationen können jem and in die Lage versetzen , seinen 
W illen in e iner gegebenen S ituation durdizusetzen."
” ) Zum Begriff d e r w irtschaftlichen Macht siehe Erich Preiser: 
»Besitz und Macht in der D istributionstheorie", in: Synopsis, Fest­
gabe für A lfred W eber, H eidelberg 1948, S. 357, Anm. 1.

„Madit oder ökonomisches Gesetz", in: Zeitschrift für V olks­
wirtschaft, Sozialpolitik und V erw altung, 23. Bd., W ien 1914, S. 217.

folglich „in jeder Preisbildung, in jeder M arktsituation“ 
(H. Sultan) ŝ). Eucken zieht aus ähnlichen Überlegun­
gen den Schluß, daß „die Stärke der M ach ts te llung ... 
je  nach der W ichtigkeit des M arktes verschieden" 
i s t “ ). Danach wächst die wirtschaftliche Macht mit dem 
Übergang zu immer umfassenderen und ausschließ­
licheren M arktparteien, wie Kartellen, Konzernen und 
Trusts. In der M arktform der vollständigen Konkur­
renz dagegen „ist der Einzelne fast entmachtet" ’̂).Die 
Skala der wirtschaftlichen Macht, die aus der freien 
Verfügungsgewalt über Güter resultiert, ist also schon 
in einer freien Verkehrswirtschaft außerordentlich weit 
gespannt i sie reicht von der Wirtschaftseinheit, die 
sich einem M onopolisten in A usbeuterposition gegen­
übersieht, bis zum beherrschenden Großunternehmen, 
in dem die Akkumulation von Kapital reiner Selbst­
zweck geworden ist^®).
Nun darf man sich nicht auf eine Analyse der w irt­
schaftlichen Macht beschränken. Die Leiter der W irt­
schaftseinheiten sind, wie wir betonten, gleichzeitig 
Staatsbürger mit höchst vielgestaltigen Beziehungen. 
Auf dem W ege der Wahl, der persönlichen Beeinflus­
sung, der Bestechung, der Gründung von Interessen­
verbänden etc. versuchen sie, ihre Zielsetzungen zu 
verwirklichen. Diese Möglichkeiten sind in der Regel 
um so größer, je  umfangreicher insbesondere die V er­
m ögenskapazitäten (Ausdruck wirtschaftlicher Stärke) 
sind. Unser Ergebnis lautet also:
1. D as  P r iv a te ig e n tu m  e rz e u g t w ir ts d ia f t l id ie  M acht.
2. D ie  w ir tsc h a f tlic h e  M ach t i s t  e in e  F u n k tio n  d e r  M a r k t­
p o s it io n  u n d  d e r  V e im ö g e n sm a s se .
3. M it  w a c h s e n d e r  w ir ts c h a i t l ic h e r  M ach t s te ig t  auch  d ie  
M ö g lic h k e it d e r  p o litis c h en  E in flu ß n ah m e.

Mit dieser Feststellung ist nichts ausgesagt darüber, 
ob die W irtschaftseinheiten ihre Chancen tatsächlich 
nützen. Die Vermutung liegt aber nahe, und die Reali­
tä t hält zahlreiche Beweise bereit.
In einer gelenkten M arktw irtsdiaft geht die Bedeu­
tung der wirtschaftlichen Macht zugunsten einer V er­
stärkung der politischen Eingriffsmöglichkeiten zurück. 
Wirtschaftliche und politische Macht liegen nicht 
m ehr — wie in der freien Verkehrswirtschaft — bei 
verschiedenen Einheiten (Koordinationsprobleme!), son­
dern sie werden in wachsendem Umfange in der öffent­
lichen Hand u n m i t t e l b a r  vereinigt. Die Folgen 
zeigen sich in steigender Zurückdrängung wirtschaft­
licher Gesichtspunkte, in dem Streben nach stärkeren 
Zusammenschlüssen als Quelle politischer W illens­
bildungen und in der Zunahme unm ittelbarer Eingriffe 
in die private Sphäre (Aushöhlung des Eigentums­
rechts). Völlig m iteinander verbunden sind wirtschaft­
liche und politische Macht in einer Zentralverwaltungs-

.D ie S taatseinnahm en. Versuch e iner soziologisdien Finanz­
theorie  als Teil e iner Theorie der po litisd ien  Ö konom ie“, Tübin­
gen 1932, S. 55.
“•) „G rundlagen . . . a. a. O ., S. 199: vgl. ferner Eudcens A b­
handlung „Das Problem  der w irtsd ia ftlid ien  M adit", in; U nser Zeit­
a lte r der M ißerfolge, Tübingen 1951.

„Grundlagen a. a. O., S. 202.
«) Vgl. zu dem vorliegenden Problem  u. a.:
Leonhard M iksdi: „M öglidikeiten und Grenzen der gebundenen 
K onkurrenz“, in ; Der W ettbew erb  als M ittel vo lksw irtsd iaftlid ier 
Leistungssteigerung und Leistungsauslese, Berlin 1942. —
Franz Böhm; „Die O rdnung der W irtsd iaft als gesd iid itlid ie  A uf­
gabe und reditssdiöpferische Leistung", S tu ttgart und Berlin 1937, 
S. 155 ff.
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wirtsdiaft. Eine private Verfügungsmadit besteht nicht 
mehr, oder sie ist bedeutungslos geworden. Jedes wirt- 
sdiaftliche Handeln unterliegt der politischen Kon­
trolle, der Anwendung oder Androhung politischer 
M ittel bis zum politischen Zwang. Damit ist es primär 
die politische und erst sekundär die wirtschaftliche 
Macht, die die unbeschränkte Durchsetzung geplanter 
Maßnahmen erzwingt. Für die Möglichkeit mehr oder 
w eniger willkürlicher Vermögensmanipulationen ist 
die Grundlage in der Institution des Gemeineigentums 
zu sehen.
In toto gelangen wir zu dem Ergebnis, daß zwischen 
der politischen und der wirtschaftlichen Macht eine 
Interdependenz festzustellen ist, die von nur schwäche­
ren Bindungen bis zu völliger Verschmelzung reicht. 
Von wesentlicher Bedeutung für die faktischen Bezie­
hungen zwischen wirtschaftlicher und politischer Macht 
ist die Gestaltung der Wirtschafts- und Eigentums­
ordnung, was nicht ausschließt, daß die Größen ihrer­
seits von politischen Bewegungen bestimmt werden.

EIGENTUM UND WIRTSCHAFTLICHE SICHERHEIT

Ein letztes Problem, dem wir in dieser grundsätzlichen 
Untersuchung unsere Aufmerksamkeit zu widmen 
haben, betrifft die Frage des mit einer beliebigen 
Eigentumsordnung verbundenen Grades der wirtschaft­
lichen Sicherheit. Unter dem Begriff „wirtschaftliche 
Sicherheit“ sollen dabei die V orkehrungen verstanden 
werden, die von irgendeiner Seite zur Vermeidung 
und Minderung erw arteter oder unvorhergesehener 
Notlagen der in einem Gemeinwesen lebenden Indi­
viduen getroffen werden. Die „A ktionszentren' für 
Schutzmaßnahmen sind: 
d a s  In d iv id u u m  s e lb s t  u n d  s e in e  F a m ilie ; 
B e ru fs k ö rp e rsc h a fte n  p r iv a te n  u n d  ö ffe n tl ich e n  R ech ts: 
ö ffen tl ich e  V e rb ä n d e  u n d  a n g e s c h lo ss e n e  In s ti tu tio n e n .

In den bisherigen Ausführungen wurde wiederholt auf 
die Tatsache verwiesen, daß zwischen einer bestimmten 
seelischen Grundhaltung der Menschen einerseits und 
der Gesellschafts-, der Wirtschafts- und der Eigentums­
ordnung andererseits ein korrespondierendes V erhält­
nis besteht. Ohne Kenntnis dieser „psychischen Kom­
ponente" können wir weder die interdependenten Be­
ziehungen zwischen den Ordnungsformen verstehen 
noch die Effektivität der Eigentumsordnung gänzlich 
erfassen noch zu dem speziellen Problem der w irt­
schaftlichen Sicherheit Stellung nehmen. Manches wurde 
schon gesagt, so daß hier eine Ergänzung genügt.
Der freien  Verkehrs Wirtschaft ist ein wagender Cha­
raktertypus adäquat. W. Schreiber schildert diesen 
sehr plastisch als „den eigenständigen, zur Selbstver­
antwortung willigen und fähigen Menschen, der das 
W agnis nicht scheut, der Leben als Herausforderung 
begreift und sein Lebensglück darin findet, sich dieser 
Herausforderung gewachsen zu zeigen" *'), Das Privat­
eigentum und die konkurrenzwirtschaftliche Ordnung 
des W irtschaftsprozesses erzeugen gleichsam das Klima, 
in dem der wagnis- und leistungsfreudige Mensch zum 
beherrschenden Faktor wird.
*•) A. a. o . ,  s .  34.

Ganz anders ist der einer gelenkten Marktwirtschaft 
gemäße wirtschaftliche Typus. Fehlende U nterneh­
mungslust und Drang zu wirtschaftlichen Zusammen­
schlüssen sind gepaart mit Lebensangst und W ider­
standslosigkeit gegen politische Usurpatoren. Der 
Interventionismus m indert die inhärenten Tendenzen 
im Menschen zur Selbsthilfe und verstä rk t die Angst 
vor wirtschaftlichen N otständen. Das Streben nach 
Sicherheit durchdringt alle Lebensbereiche und schafft 
ein drückendes Klima.
ü b er die innere Einstellung der Menschen in einer 
Zentralverwaltungswirtschaft soll die Feststellung ge­
nügen, daß der Einzelne gegenüber der allgewaltigen 
Staatsapparatur völlig machtlos ist und daß dem 
zwangsläufig ein Leben in ständiger Sorge und Furcht 
entspricht, allerdings nur insoweit, als die menschliche 
Einsicht ausreicht, die eigene A bhängigkeit zu erfassen. 
In diesen Rahmen muß man das Bedürfnis nach Sicher­
heit sowie die Maßnahmen und die Forderungen zu 
einer Befriedigung eingebettet sehen. Denn die ihrer­
seits natürlich wieder höchst verwickelte Ursache des 
Sicherheitsbedürfnisses ist in der eben behandelten 
psychischen Grundhaltung des Menschen zu suchen. 
Somit spiegelt der sog. „Sicherheitskomplex" „die je ­
weilige G rundeinstellung zu den Ungewißheiten des 
Lebens und den schicksalhaften Ereignissen wider" “ ). 
Die Stärke des Sicherheitsbedürfnisses ist außerordent­
lich variabel; sie reicht von einem maßvollen Streben 
nach Altersversorgung (durch Sparakte, Pensionszah­
lungen, Lebensversicherungen u. ä.) bis zur panischen 
Lebensangst. Nach allem, w as wir bisher ausführten, 
wird die Tatsache nicht überraschen, daß der Ruf nach 
Sicherheit vornehmlich in den m ehr interventionisti­
schen W irtschaftsordnungen an Stärke zunimmt, gleich­
wohl aber selbst durch umfassende staatliche Sozial­
politik das Gefühl der Sicherheit nicht erzeugt wird. 
Die gelenkte M arktwirtschaft bietet in der Regel 
staatliche Fürsorge und volle Beschäftigung, verhin­
dert aber die Vorsorge für die Zukunft aus eigener 
Kraft und m indert das Bewußtsein, Eigentümer zu 
sein und Eigentum zu wollen W as nottut, ist aber 
die Stärkung des W illens zur Selbstbehauptung und 
zum Eigentum. Die geeignete Grundlage für eine 
solche Regeneration des selbstsicheren und wagenden 
Menschen kann aber nur die freie Verkehrswirtschaft 
mit Privateigentum  sein; sie enthält auch allein die 
dynamischen Kräfte, die das Sozialprodukt und damit 
vor allem das Lohneinkommen so zu steigern ver­
mögen, daß jeder am W irtsdiaftsprozeß Beteiligte 
Eigentum bilden kann und die Finanzierung der volks­
wirtschaftlichen W achstumsrate von breitesten Kreisen 
getragen wird.

ZUSAMMENFASSUNG 

Es zeigte sich, daß die Eigentumsordnung ein charak­
teristisches, damit bestimmendes Merkmal jeder W irt­
schaftsordnung ist. Sie formt neben anderen Größen 
den Wirtschaftsprozeß und beweist besser als jedes

A dolf M. Däum ling: .D ie  christliche Überw indung des Sicher­
heitskom plexes", in: Soziale Sicherung durch N euordnung des 
Eigentums, A ugsburg, S. 13. “ ) Vgl. Schreiber, a. a. O., S. 35 ff.
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andere Merkmal, wie sehr die W irtschaftsordnung in 
die gesellsdiaftlidie Struktur gleichsam eingebettet ist. 
Dem entspridit vollkommen die Tatsache, daß man 
adäquate Ordnungsformen ableiten kann, die in funk­
tioneller, d. h. interdependenter Abhängigkeit zuein­
ander stehen. Den abweichenden Eigenheiten typi­
scher Wirtschaftssysteme entsprechen so quantitative 
Verschiebungen und qualitative W andlungen in der 
adäquaten Eigentumsordnung, die die Effektivität der 
Eigentumsordnung nachhaltig beeinflussen.
Die Wirkungen der Eigentumsordnung sind vielgestal­
tig. Sie erstrecken sich auf die geistige Grundhaltung 
der Menschen, ihren Handlungsbereich und die 
Arten der Handlungen selbst. Das Eigentum ermög­
licht die Bildung und Verwendung von Vermögen nach

individuellen Intentionen; sie gewährt damit wirtschaft­
liche Macht und wirtschaftliche Sicherheit. Doch wird 
ein Urteil über diese Phänomene erst sinnvoll, wenn 
wir sie wieder in dem umfassenden Rahmen der W irt- 
schafts- und Gesellschaftsordnungen zu bestimmen 
suchen. Die wirtschaftliche Macht wird gefährlich durch 
eine Kombination mit politischer Einflußnahme; sie 
läßt sich am leichtesten in einer freien V erkehrsw irt­
schaft mittels einer aktiven (marktkonformen) Ord­
nungspolitik auf ein notwendiges Maß reduzieren. 
Komplizierter ist eine Analyse des Sicherheitsphäno­
mens, weil das Bedürfnis nach Sicherheit Ausdruck 
einer psychischen Einstellung zum Leben, zur Gesell­
schaft und zur W irtschaft ist und höchst differenziert 
auftritt.

S um m ary : P r o p e r t y  a n d  t h e
E c o n o m i c  O r d e r .  T h e  fo rm u la t­
in g  of p ro p r ie ta ry  r ig h ts  is  o n e  o f th e  
c a rd in a l p ro b le m s o f  eco n o m ic  a n d  
socia l p o lic ie s ; i t  is  d e te rm in e d  b y  th e  
d ia n g e s  to  th e  s o c ia l o rd e r , i t  finds i ts  
e x p re ss io n  In  th e  c o n s ti tu tio n , in  le g is ­
la tio n  an d  ju r isd ic tio n , a n d  i t  e x e rc is e s  
a  d e c is iv e  in flu en c e  o n  th e  eco n o m ic  
life  of th e  n a tio n . H e n ce , th e  o rd e r in g  
of p ro p r ie ta ry  r ig h ts  is  th e  c h a ra c te r ­
is tic  p h en o m e n o n  fo r th e  in te rd e p e n d ­
ence  o f th e  so c ia l s tru c tu re ,  th e  c o n ­
s titu tio n  of th e  S ta te  a n d  its  e co n o m ic  
o rd e r. T h e  a u th o r  firs t a n a ly z e s  th e  
p a tte rn s  o f o w n e rsh ip  (a ll o f w h id i  a re  
m ade  up  o f th e  tw o  e le m e n ts ; p r iv a te  
and  n a tio n a l o w n e rsh ip )  in  th e  v a r io u s  
econom ic  o rd e rs , a n d  h e  d is c u s s e s  
w hich p a t te rn  c o rre s p o n d s  to  w hich  
econom ic sy s tem . H e  th e n  p ro c e e d s  to  
in v e s tig a te  th e  e f fe c tiv e n e s s  o f th e  
o rd e rin g  o f p ro p r ie ta r y  r ig h ts  in  each  
econom ic o rd e r : in  th e  fre e  e x ch a n g e  
econom y (the  e s s e n tia l  fa c to rs  b e in g  
m a rk e t p a t t e r n s , . e co n o m ic  la w s , ta x  
law s, in h e r ita n c e  la w , a n d  c u rre n c y  
system ), in  th e  c o n tro lle d  m a rk e t  e c o n ­
om y (the fa c to rs  h e re  b e in g  re g u la t io n  
of m a rk e ts , n a tio n a liz a tio n , g o v e rn ­
m e n t in te rv e n tio n s ,  fu ll e m p lo y m e n t 
po licy , r ig h t of c o -d e te rm in a tio n , so c ia l 
leg is la tio n ), an d  in  t h e  c e n t r a l ly  p la n ­
ned  econom y . T h e  re f le c tio n s  a re  e x ­
ten d e d  to  a  d is c u s s io n  o f th e  p ro b le m  
of econom ic  a n d  p o li t ic a l  p o w e r, th e  
in te r re la tio n s  o f w h ich  a re  la rg e ly  d e ­
te rm in ed  b y  th e  p re v a i l in g  eco n o m ic  
o rd e r a n d  p ro p r ie ta r y  r ig h ts .  F in a lly , 
th e  a u th o r  d e a ls  w ith  th e  s e t  o f p ro b ­
lem s k n o w n  a s  "o w n e rs h ip  a n d  e c o n ­
om ic s e c u rity ,"  a n d  h e  d e sc r ib e s  th e  
d iffe ren t m e n ta li t ie s  w h ich  in  th e o ry  
a re  a d e q u a te  to  sp ec ific  e co n o m ic  
o rd e rs .

R ésu m é : L a  p r o p r i é t é  d a n s
l ' o r d r e  é c o n o m i q u e .  U n  d e s  
p ro b lè m e s  fo n d a m e n ta u x  d e  la  p o li t iq u e  
é c o n o m iq u e  e t  s o c ia le  e s t  d e  d é fin ir  le  
d ro it  d e  p ro p r ié té .  C e t te  d é fin itio n  d o it 
c o r re s p o n d re  à  l 'é v o lu t io n  de  l 'o rd re  
so c ia l. Le d ro i t  d e  p ro p r ié té ,  s a n c t i ­
o n n é  p a r  la  C o n s ti tu tio n  e t  la  ju r id ic ­
tio n , e x e rc e  u n e  in f lu e n c e  e s s e n tie lle  
s u r  la  v ie  e t  l e  d é v e lo p p e m e n t é c o n o ­
m iq u e . A in s i le  ré g im e  de  p ro p r ié té  r e ­
p ré s e n te  le  p h é n o m è n e  c a r a c té r is t iq u e  
p o u r  l ' in te r d é p e n d a n c e  de  la  s t ru c tu re  
so c ia le , d e  la  C o n s ti tu tio n  e t  d e  l 'o rd re  
é c o n o m iq u e . P a r ta n t  d e s  id é e s - ty p e s  
„ p ro p r ié té  p r iv é e  e t  p ro p r ié té  co m ­
m u n e "  l 'a u te u r  a n a ly s e  le s  c a té g o r ie s  
de  la  fo rm a tio n  d e  p ro p r ié té  d a n s  le s  
d if fé re n ts  „ o rd re s  é c o n o m iq u e s “ a in s i 
q u e  le s  c o r ré la tio n s  e n tr e  le s  „ sy s tè ­
m es  é c o n o m iq u es "  e t  le s  ré g im e s  de  
d ro i t  d e  p ro p r ié té .  E n s u ite  il d isc u te  
„ l 'e f f e c tiv ité "  d e  c e s  ré g im e s  d a n s  le s  
s y s tè m e s  é c o n o m iq u e s : 1 . d a n s  l 'é c o n o ­
m ie  d e s  é c h a n g e s  l ib re s  (eu  é g a rd  a u x  
fa c te u rs  d é c is ifs ; fo rm es  d u  m arché , 
lé g is la tio n  é c o n o m iq u e  e t  fisca le , d ro it 
de  su cc e ss io n , s y s tè m e  m o n é ta ire ) ,  2 . 
d a n s  l 'é c o n o m ie  d e  m a rch é  d ir ig é e  (eu  
é g a r d  a u x  fa c te u rs :  r é g le m e n ta t io n  du  
m arch é , n a t io n a l is a t io n  e t  so c ia lis a tio n , 
in te rv e n t io n n is m e , p o litic ju e  d u  p le in  
em p lo i, d ro i t  d e  c o -d é te rm in a tio n  e t  de  
c o g es tio n , lé g is la tio n  so c ia le ) , 3. d a n s  
l 'é c o n o m ie  d e  ^ p lan ifica tio n  c e n t ra le .  
L 'a u te u r  a r ro n d i t  so n  e x p o sé  p a r  u n e  
d is c u s s io n  d u  p ro b lè m e , d u  p o u v o ir  
é co n o m iq u e  e t  p o litiq u e , é ta n t  d o n n é  
q u e  l 'o rd re  é c o n o m iq u e  e t  le  ré g im e  
d e  p ro p r ié té  e x e r c e n t  u n e  in flu en c e  
e s s e n t ie l le  su r  l e s  c o r ré la tio n s  e n tre  
c e s  d e u x  p o u v o irs . L 'a u te u r  fin it so n  
a r t ic le  p a r  u n e  éb au ch e  d u  c o m p le x e  
„ p ro p r ié té  e t  s é c u r ité  é co n o m iq u e" . Il 
p a r le  d e s  d if fé re n ts  c a ra c tè re s - ty p e s  
cjul s o n t,  s e lo n  la  th é o r ie ,  a d é q u a ts  à  
u n  o rd r e  é c o n o m iq u e  d é te rm in é .

R esu m e n : L a  p r o p i e d a d  e n  e l  
o r d e n  e c o n ó m i c o .  El d e sa rro llo  
d e l d e rech o  d e  p ro p ie d a d  e s  u n o  de  lo s  
p ro b le m a s  c e n t r a le s  d e  la  p o l í t ic a  
e co n ó m ic a  y  so c ia l;  e s ta  p o lí t ic a  e s tá  
d e te rm in a d a  p o r  lo s  c am b io s  d e l o rd e n  
so c ia l, y  h a lla  su  e x p re s ió n  e n  la s  c o n ­
s ti tu c io n e s  e s ta ta le s ,  e n  la  le g is la c ió n  
y  la  ju r isd ic c ió n , y  in flu y e  d e c id id a ­
m e n te  e n  e l c u rso  de  la  e co n o m ía . C on  
e s to  e l o rd e n  d e  p ro p ie d a d  se  m u e s tra  
com o  el fe n ó m en o  c a ra c te r ís t ic o  r e ­
s p e c to  a  la  in te rd e p e n d e n c ia  d e  la  
e s tr u c tu ra  so c ia l, la  c o n s ti tu c ió n  e s ta ­
ta l  y  e l o rd e n  e co n ó m ico . El a u to r  
c o m ien za  p o r  e x a m in a r  la s  fo rm as  de 
la  fo rm ac ió n  de  p ro p ie d a d  (con  lo s  dos 
t ip o s  c la ro s :  p ro p ie d a d  p r iv a d a  y p ro ­
p ie d a d  com ún) d e n tro  d e  lo s  d ife re n te s  
o rd e n e s  e co n ó m ico s  a s ico m o  lo s  p u n to s  
c o r re s p o n d ie n te s  e n tre  lo s  o rd e n e s  de  
p ro p ie d a d  y  lo s  s is te m a s  eco n ó m ic o s . 
L uego , d is c u te  la  e fe c t iv id a d  d e l o rd e n  
d e  p ro p ie d a d  d e n tro  d e l o rd e n  e c o n ó ­
m ico ; d e n tro  d e  la  l ib r e  e c o n o m ía  de  
in te rc a m b io  (con  lo s  fa c to re s  d e c is iv a s , 
fo rm as  d e  m e rc a d o , le y e s  e co n ó m ico s , 
y  s is te m a  m o n e ta r io ) , d e n tro  d e  la s  
le y e s  d e  im p u e s to , d e re ch o  d e  s u c e s ió n , 
e c o n o m ía  d ir ig id a  d e l ré g im e n  de  m e r­
cad o  (con  lo s  fa c to re s , r e g u la c ió n  d e l 
m e rc a d o , s o c ia lis a c ió n , in te rv e n c io n is ­
m o, p o lí t ic a  d e  p le n a  o c u p ac ió n , d e rech o  
d e  c o d e te rm in a c ló n , le g is la c ió n  socia l) 
a s ic o m o  e n  la  e c o n o m ía  a d m in is tra t iv a  
c e n t ra l .  E s ta s  e x p o s ic io n e s  v ie n e n  s ien ­
do e x te n d id a s  p o r  u n a  e x p lic a c ió n  d e l 
p ro b le m a  d e l p o d e r  e co n ó m ico  y  p o lí­
tic o , p a ra  c u y a s  re la c io n e s  m u tu a s  la  
fo rm a c ió n  d e l o rd e n  e co n ó m ico  y  de  
p ro p ie d a d  s o n  d e  c o n s id e ra b le  im p o r­
ta n c ia .  A l fm a l s e  e s tu d ia  e l c o m p le jo  
„ p ro p ie d a d  y  s e g u r id a d  eco n ó m ica "  t r a ­
ta n d o  lo s  d ife re n te s  t ip o s  d e  c a rá c te r ,  
lo s  c u a le s  e n  la  te o r ía  c o rre s p o n d e n  
co n  u n  o rd e n  e co n ó m ico  d e te rm in a d o .
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